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Reaktionen auf den Arabischen Frühling –
Kleinster gemeinsamer Nenner statt innovativer Kompromisse

Claire Demesmay und Katrin Sold

Der Sturz der nordafrikanischen Machthaber Ben Ali und Mubarak hat die europäi-
schen Regierungen überrascht. Auch Deutschland und Frankreich zogen sich auf eine
abwartende Position zurück und verzichteten auf öffentliche Stellungnahmen und auf
schnelle Absprachen mit den europäischen Partnern. Auch wenn diese ausbleibende
Reaktion insbesondere für Frankreich überraschend ist, das den nordafrikanischen
Raum traditionell als seine Einflusssphäre und sich selbst als Fürsprecher einer euro-
päischen Mittelmeerpolitik betrachtet, so ist sie doch mit der raschen Abfolge uner-
warteter Ereignisse und dem offenen Ausgang des Geschehens teilweise zu erklären.
Bemerkenswerter erscheint, dass auch im weiteren Verlauf der arabischen Aufstände
die deutsch-französische Abstimmung jenseits multilateraler Foren marginal blieb und
von einer Vielzahl von Missverständnissen und Fehlinterpretationen geprägt war.

Warum erwies sich die Abstimmung zwischen beiden Ländern als so schwierig, wo
sie doch im selben Zeitraum bei der Stabilisierung der Euro-Zone eng zusammenar-
beiteten? Welche Akteure und Instrumente haben sie eingesetzt, um sich über diese
Fragen auszutauschen und ihre Handlungsstrategien zu koordinieren? Welche Ergeb-
nisse haben sie dabei erzielt? Der vorliegende Beitrag untersucht diese Fragen anhand
zweier aufeinanderfolgender, doch eng miteinander verknüpfter Phasen, die zwei ver-
schiede politische Handlungsmodi widerspiegeln. Die erste Phase vom Beginn des
Arabischen Frühlings im Januar 2011 bis zur Abstimmung über die Resolution 1973
im UN-Sicherheitsrat im März desselben Jahres1, steht im Zeichen einer Krise: Frank-
reich und Deutschland, wie im Übrigen auch ihre Partner, sahen sich gezwungen, auf
eine Ausnahmesituation zu reagieren, auf die sie nicht vorbereitet waren. Die zweite
Phase begann mit dem Libyen-Einsatz und endete (zumindest im Rahmen dieser Fall-
studie) mit der Ratssitzung der Außenminister der Europäischen Union im Dezember
2011. Im Gegensatz zum Zeitraum der Krisenreaktion bemühten sich die politischen
Akteure in dieser zweiten Phase darum, die EU-Mittelmeerpolitik langfristig neu zu
ordnen, um sie dem veränderten geopolitischen Kontext in den südlichen Mittelmeer-
nachbarstaaten anzupassen.

1 Resolution 1973 (2011) des UN-Sicherheitsrats vom 17.3.2011, verfügbar unter: <http://www.un
.org/Depts/german/sr/sr_11/sr1973.pdf>.
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Phase I: Krisenreaktion – Ausfall der bilateralen Kommunikation

Weder in Form eines zwischenstaatlichen Austauschs unter den Vertretern der zu-
ständigen Ministerien und obersten Regierungsbehörden noch auf europäischer Ebene
kam es in der Phase nach dem Sturz des ägyptischen Regimes und im Vorfeld des
Libyen-Einsatzes zu regelmäßigen oder gar institutionalisierten deutsch-französischen
Konsultationen. Festgelegte Rollenbilder sind hierfür ebenso verantwortlich wie wirt-
schaftliche Konkurrenz, eine unterschiedliche Prioritätensetzung in der Nordafrika-
politik und Asymmetrien im Kommunikations- und Entscheidungsprozess.

Schwierigkeiten des bilateralen Abstimmungsprozesses

Rollenbilder und Einflusssphären

Dank einer funktionierenden Zusammenarbeit in Routinefragen waren die Ansprech-
partner dies- und jenseits des Rheins den jeweiligen deutschen und französischen Ak-
teuren der Nahost- und Nordafrikapolitik zwar bekannt. Dennoch sahen die Zustän-
digen in beiden Außenministerien im Frühjahr 2011 trotz der krisenhaften Entwicklung
„keinen Anlass“2 für einen vertieften bilateralen Austausch. Zur Erklärung wird auf
französischer Seite wiederholt die Sonderbeziehung zu Nordafrika angeführt3, die
Frankreich natürlicherweise in den Stand eines privilegierten Ansprechpartners der
nordafrikanischen Staaten erhebe und eine Kooperation mit anderen Partnern, insbe-
sondere mit Nicht-Anrainer-Staaten des Mittelmeers, wenig erstrebenswert erscheinen
ließ. Deutsche Vertreter hingegen betonen zwar die zunehmend aktive Rolle und das
wachsende Interesse Deutschlands im Mittelmeerraum, verweisen jedoch ebenfalls auf
die französische „Omnipräsenz“4 in Nordafrika, die den Handlungsspielraum anderer
Akteure klar einschränke. Verstärkt wurde die deutsche Zurückhaltung durch einen
Meinungsstreit in den Reihen deutscher außenpolitischer Entscheidungsträger: Wäh-
rend auf der einen Seite die Ansicht vertreten wurde, dass Frankreich dank seiner engen
Beziehungen in die Region einen zentralen Partner für die künftige deutsche Nord-
afrikapolitik darstellt, sahen andere Frankreichs Image in Nordafrika nachhaltig be-
schädigt und bewerteten eine enge Kooperation mit dem Nachbarland als Risiko für
das Ansehen Deutschlands in der Region.

2 Gespräch im Auswärtigen Amt am 22.11.2011.
3 Gespräch im französischen Außenministerium am 26.1.2012.
4 Gespräch im Auswärtigen Amt am 22.11.2011.
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Wirtschaftliche Konkurrenz und außenpolitische Strategie

Problematisch wirkte sich zudem die Tatsache aus, dass Frankreich und Deutschland
in ihrer jeweiligen Nordafrikapolitik unterschiedliche Interessen verfolgen und in zu-
nehmendem Maß in einem wirtschaftlichen Konkurrenzverhältnis zueinander ste-
hen.5 Klare Unterschiede lassen sich zudem in der Gestaltung der Zusammenarbeit
ausmachen: Wo Frankreich auf historisch gewachsenen Strukturen ein umfassendes
Netzwerk aufgebaut hat, das von engen Bindungen zwischen den politischen Eliten
und einer intensiven wirtschaftlichen Zusammenarbeit in vielfältigen Sektoren getra-
gen wird, erweist sich die deutsche Nordafrikapolitik als selektiv und beschränkt sich
auf einzelne Kooperationsfelder von herausragendem Interesse für die Bundesrepu-
blik. Hierzu zählen vor allem der Exportmarkt, insbesondere für Elektrotechnik und
Maschinen, sowie der Energiesektor. Diese unterschiedlichen Kooperationsstrukturen
und Prioritäten erschweren eine Zusammenarbeit beider Staaten in der Nordafrikapo-
litik. Zugleich fürchte Frankreich Diplomaten zufolge durch das steigende Interesse
Deutschlands an der Region, aber auch in Folge des Machtverlusts der frankreichnahen
Politik- und Wirtschaftseliten im Maghreb um seine traditionelle Rolle als privilegier-
ter Handelspartner der nordafrikanischen Staaten. Man sei sich des Verlusts der do-
minanten Wirtschaftsposition Frankreichs bewusst und betrachte die neuen europäi-
schen Wettbewerber, insbesondere Deutschland, mit Argwohn, so gestehen französi-
sche Diplomaten.6

Neben den wirtschaftlichen Interessenkonflikten behindern Meinungsverschiedenhei-
ten über die adäquate politische Strategie gegenüber den nordafrikanischen Umbruch-
staaten eine abgestimmte deutsch-französische Reaktion. Auf deutscher Seite steht
insbesondere Frankreichs unkritische Haltung gegenüber der Region in der Kritik, die
sich beispielsweise im Plädoyer für einen statut avancé Tunesiens noch während der
Herrschaft Ben Alis geäußert habe – ungeachtet des autoritären Charakters des tune-
sischen Regimes.7 Französische Vertreter hingegen monieren, dass es Deutschland
„immer nur um Menschenrechte“8 gehe, sodass eine pragmatische Transitionsdebatte
kaum zu führen sei. Diese Schwierigkeiten, die auf grundsätzliche Unterschiede in den
außenpolitischen Rollenkonzepten beider Staaten verweisen9, bestimmen auch die
Konditionalitätsdebatte, welche die Verhandlungen über eine Weiterentwicklung der
europäischen Nachbarschaftspolitik prägt.

5 Gespräche im Auswärtigen Amt am 22.11. und 9.12.2011, im französischen Außenministerium
am 30.1.2012 sowie beim Europäischen Auswärtigen Dienst am 1.3.2012.

6 Gespräch im französischen Außenministerium am 31.1.2012.
7 Gespräch im Auswärtigen Amt am 9.12.2011.
8 Gespräch beim Europäischen Auswärtigen Dienst am 1.3.2012.
9 Vgl. Katrin Sold, Der Arabische Frühling – Prüfstein für die außenpolitische Kultur Deutschlands

und Frankreichs, in: Sabine Ruß-Sattar, Peter Bender, Georg Walter (Hrsg.), Europa und der Ara-
bische Frühling, Baden-Baden 2013 (im Erscheinen).
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Asymmetrie der Kommunikations- und Entscheidungsfindungsprozesse

Ein bilateraler Austausch zur Diskussion und möglichen Annäherung der Positionen
fand nicht statt. Dies ist jedoch nicht allein mangelndem politischem Willen angesichts
divergierender Interessen und Strategien geschuldet. Auch eine Asymmetrie der Ent-
scheidungsstrukturen und die unterschiedlichen Modi und Geschwindigkeiten der na-
tionalen Entscheidungsfindungsprozesse erschweren den Dialog. Während in
Deutschland ein enger Abstimmungsprozess zwischen Auswärtigem Amt und Bun-
deskanzleramt über die deutsche Reaktion auf den Arabischen Frühling stattfand,
agierte in Frankreich der Präsident federführend und ohne konsequente Rückkoppe-
lung an das Außenministerium. Insbesondere die Libyen-Entscheidungen trugen Züge
eines präsidialen Alleingangs. Die Dominanz des Staatspräsidenten im außenpoliti-
schen Entscheidungsprozess Frankreichs unterstreicht die weitgehende Marginalisie-
rung des Parlaments in Fragen der Außenpolitik, während der deutsche Bundestag
einen wichtigen Status als außenpolitisches Legitimationsorgan genießt.

Die unterschiedliche Struktur nationaler Entscheidungsfindung führt immer wieder zu
Schwierigkeiten im bilateralen Abstimmungsprozess. Während Frankreichs außenpo-
litische Positionierung in Folge der dominanten Rolle des Präsidenten rasch vollzogen
wird, gestaltet sich die deutsche Konsensfindung zwischen den unterschiedlichen Ak-
teuren häufig als zeitaufwändiger Prozess. Als charakteristisches Beispiel hierfür wird
immer wieder die Positionierung im Vorfeld der Abstimmung über eine Libyen-Re-
solution im UN-Sicherheitsrat angeführt. Während sich Frankreich früh auf eine Un-
terstützung einer Flugverbotszone festlegte, gelang es dem Außenminister und der
Bundeskanzlerin offensichtlich erst kurz vor der Abstimmung, sich auf eine Position
zu einigen. Zeit für Konsultationen mit den internationalen Partnern blieb daher nicht.

Die genannten Schwierigkeiten des bilateralen Abstimmungsprozesses sind letztlich
auch der Grund für eine Reihe von Missverständnissen und Fehleinschätzungen, wel-
che die deutsch-französische Verständigung über den Arabischen Frühling bis heute
erschweren. So wird in Frankreich regelmäßig darauf verwiesen, dass die deutsche
Enthaltung im UN-Sicherheitsrat Beobachter und Akteure in Frankreich überrascht
habe. In der festen Annahme eines Einschwenkens Deutschlands auf die Linie der
Partner hatte Frankreich eine Klärung im Vorfeld offensichtlich für überflüssig erach-
tet. Der Vorwurf an Deutschland, durch ein „Hinhalten“10 der Partner einen europäi-
schen Abstimmungsprozess verhindert zu haben, wird wiederholt formuliert. Auf
deutscher Seite hingegen stehen bis heute Annahmen im Raum, die offenbar nie in
direkter Unterredung überprüft wurden: So wird im Auswärtigen Amt die Vermutung
geäußert, dass bereits früh zwischen Frankreich und Großbritannien eine „militärische

10 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011.
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Marschroute“11 festgelegt worden sei, was die weitere Abstimmung in Militärzirkel
unter Ausschluss Deutschlands verlagerte. Ungeprüfte Annahmen wie diese tragen
kaum dazu bei, eine Vertrauensbasis für bilaterale Konsultationen in einem schwieri-
gen Kooperationsfeld wie der Nordafrikapolitik zu schaffen. Beide Länder ergriffen
daher nationale Initiativen und setzten verstärkt auf die Zusammenarbeit in größerem
Rahmen oder mit anderen, vermeintlich einfacheren Partnern wie Großbritannien.

Nationale Initiativen, multilaterale Formate und neue Partner

Statt auf die Entwicklung konzertierter europäischer Initiativen durch bilaterale Ab-
stimmungsprozesse konzentrierten sich Deutschland und Frankreich im ersten Halb-
jahr 2011 in erster Linie auf nationale Maßnahmen und unilaterale Kooperationsan-
gebote an die Umbruchstaaten. Dabei bemühte sich Frankreich vor allem durch diplo-
matische Offensiven um eine Wiederherstellung des Vertrauensverhältnisses zu den
Ländern der Region und meldete angesichts der Libyen-Krise unmissverständlich sei-
nen Anspruch auf eine Führungsrolle in der Nordafrikapolitik der internationalen Ge-
meinschaft an. Davon zeugt die frühzeitige Anerkennung des libyschen Rebellenrats
am 10. März 2011 ohne Abstimmung mit den europäischen Partnern ebenso wie der
schnelle Einsatz der französischen Luftwaffe nach dem Beschluss einer Flugverbots-
zone durch den UN-Sicherheitsrat. Deutschland schloss unterdessen mit den Um-
bruchstaaten Ägypten und Tunesien eine unter der Federführung des Auswärtigen
Amts rein bilateral konzipierte „Transformationspartnerschaft“ für die Jahre 2012
und 2013, die ein finanzstarkes Instrument zur Umsetzung konkreter Kooperations-
vorhaben zwischen deutschen Mittlerorganisationen und den Empfängerstaaten dar-
stellt.12

Eine weitere wichtige Konsequenz des schwierigen und unausgereiften deutsch-fran-
zösischen Abstimmungsprozesses während des Arabischen Frühlings wird überein-
stimmend von einer Vielzahl der befragten Entscheidungsträger in beiden Ländern
benannt: Deutschland und Frankreich vernachlässigten die bilaterale Form der politi-
schen Konsultation in Fragen der Nordafrikapolitik zugunsten multilateraler Gremien
und Gesprächsformate. Lediglich „punktuell“ sei es im Jahr 2011 zum Thema Arabi-
scher Frühling zu bilateralen Konsultationen gekommen, die deutsch-französische Di-
mension jedoch insgesamt „extrem beschränkt geblieben“13. Beide Länder tendierten

11 Gespräch im Auswärtigen Amt am 28.11.2011.
12 Zu den Transformationspartnerschaften vgl. die Informationen auf den Internetseiten des Aus-

wärtigen Amts, verfügbar unter: <http://www.auswaertiges-amt.de/DE/Aussenpolitik/Regional
eSchwerpunkte/NaherMittlererOsten/Umbrueche-TSP/Ueberblick_Umbrueche_Arab_Welt_no
de.html>.

13 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011.
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vielmehr zu Konsultationen im Rahmen kleinerer multilateraler Formate, wobei Frank-
reich in erster Linie an einer Einbindung Großbritanniens gelegen war, beispielsweise
im Rahmen des E3-Formats zwischen Deutschland, Frankreich und Großbritannien.
Paris und London hatten sich im November 2010 auf eine engere militärische Koope-
ration verständigt, die ein wichtiges Fundament des gemeinsam beschlossenen und
realisierten Libyen-Einsatzes darstellte. „Europa ist eine französisch-deutsche Frage,
der Rest der Welt eine französisch-britische“14, fasste ein Gesprächspartner aus dem
Elysée-Palast diese Tendenz zusammen. Im Verlauf des Arabischen Frühlings fand
zudem eine gelegentliche Erweiterung des Formats auf vier Teilnehmer unter Einbe-
ziehung der USA statt. Der nach dem Rücktritt von Michèle Alliot-Marie im Februar
2011 ernannte französische Außenminister Alain Juppé reiste vor einem Besuch in
Deutschland zunächst in die USA, was in Deutschland mit Missfallen registriert wurde.
Juppé unterstrich damit die Präferenz Frankreichs für die angloamerikanische Koope-
ration in Fragen internationaler Politik.

Anders als Frankreich bevorzugte Deutschland das sogenannte Quint-Format unter
Beteiligung Frankreichs, Großbritanniens, Italiens und der USA. Im Gegensatz zum
bilateralen Austausch haben sich im Rahmen des Quint institutionalisierte Konsulta-
tionen etabliert, die im zweimonatigen Rhythmus die Nahost- und Mittelmeerbeauf-
tragten der Außenministerien zusammenführen. Auch in Krisenmomenten scheint das
Kleinformat reaktionsfähig, beispielsweise in Form von Ad-hoc-Telefonkonferenzen
der Mitgliedstaaten.

Die genannten multilateralen Kleinformate dienen den beteiligten Staaten als effiziente
Entscheidungszirkel und wichtige Ergänzung der großen multilateralen Foren. Be-
schlüsse im Rahmen der EU-27 oder des G8-Gremiums werden bereits in Dreier-,
Vierer- oder Fünferzirkeln vorgezeichnet. Sowohl die europäischen Institutionen als
auch die Gruppe der sieben wichtigsten Industrienationen und Russlands (G8) setzten
sich mit dem Arabischen Frühling auseinander und wurden von Deutschland wie
Frankreich als wichtige Plattformen genutzt. Konzertierte deutsch-französische Ini-
tiativen sind jedoch auch in diesem Rahmen kaum zu beobachten. Vielmehr divergie-
ren die Angaben über die Initiatorenrolle in der Nordafrikapolitik in auffälliger Weise.
Während deutsche Vertreter sich als Impulsgeber für die Deauville-Partnerschaft im
Rahmen der G8 sehen und ein „Versanden“15 der Initiative unter französischer G8-
Präsidentschaft beklagen, beschreiben französische Beteiligte Deutschland in diesem
Kontext als „wenig präsent“16. Auch das Platzieren des Themas auf der EU-Agenda
reklamieren beide Länder für sich, Deutschland in Form eines unilateral eingebrachten

14 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011.
15 Gespräch im Auswärtigen Amt am 22.11.2011.
16 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011.
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Non-Papers, Frankreich auf der Basis einer im Elysée-Palast verfassten E3-Position
zur Lage in Ägypten.

Phase II: Neuordnung der Europäischen Nachbarschaftspolitik –
Die Collage-Methode

Die disparate Reaktion auf die Aufstände in Nordafrika im Frühjahr 2011 und insbe-
sondere die Episode des Libyen-Votums im UN-Sicherheitsrat hatten offenbart, dass
eine bessere Abstimmung zwischen Deutschland und Frankreich in Fragen der aktu-
ellen Mittelmeerpolitik dringend notwendig war. Auf beiden Seiten des Rheins wurden
im Rückblick die deutsch-französischen Divergenzen hinsichtlich des Libyen-Einsat-
zes in Politik und Verwaltung kritisiert. Zugleich jedoch unterschied sich die Analyse
der Ursachen deutlich. Der französische Präsident und die Bundeskanzlerin bemühten
sich daher, schnell wieder das Heft des Handelns in die Hand zu bekommen und Lehren
aus den Fehlern der Vergangenheit zu ziehen. In den Tagen nach der Verabschiedung
der Resolution 1973 fanden Gespräche auf höchster Ebene statt, die von dem Willen
geprägt waren, die Zusammenarbeit wieder aufzunehmen.17 Dies wurde vor allem mit
Angela Merkels Anwesenheit bei der Konferenz der „Freunde Libyens“18 am 1. Sep-
tember 2011 in Paris deutlich. Auch diese Entscheidung ist im Übrigen Gegenstand
unterschiedlicher Auslegungen. Während deutsche Vertreter darin eine Initiative des
Bundeskanzleramts sehen, unterstreichen französische Gesprächspartner den Wunsch
des Elysée-Palasts, Deutschland in den Kreis der Freunde Libyens aufzunehmen.19

Jenseits der symbolischen Ebene führte jedoch der gemeinsame Wille zu intensivierten
Konsultationen auf den Ebenen von Politik und Fachressorts. Sie bestanden im We-
sentlichen im Austausch von Informationen über die jeweiligen nationalen Positionen.

Gewiss trug diese Intensivierung der politischen und ressortspezifischen Absprachen
im Folgenden zur Vermeidung offener Konflikte zwischen Deutschland und Frank-
reich bei, verschleierte damit jedoch zugleich in einem gewissen Maß existierende
Meinungsverschiedenheiten. Zudem führte sie nicht zu einer wirklichen Annäherung
der deutschen und französischen Positionen in zentralen Fragen der Mittelmeerpolitik.
Das kreative Potenzial des Antagonismus, auf dem der Erfolg der deutsch-französi-
schen Zusammenarbeit seit Jahrzehnten beruht, kam hier kaum zum Tragen. Statt zu

17 Gespräch in der französischen Botschaft in Berlin am 19.12.2011.
18 Ziel des Treffens von Vertretern aus über 60 Ländern, das auf Initiative von Staatspräsident

Sarkozy organisiert wurde, war, den politischen Transitionsprozess Libyens zu begleiten. Nicht
nur die Befürworter eines Militäreinsatzes in Libyen waren vertreten, sondern auch Kritiker wie
Russland und China. Vgl. dazu den Artikel EU hebt Sanktionen auf, in: Frankfurter Allgemeine
Zeitung, 2.9.2011.

19 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011 und in der französischen Botschaft in Berlin am
19.12.2011.
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einer innovativen Synthese auf der Basis von Kompromissen zu gelangen, führten die
gemeinsamen Absprachen vor allem zu einer Parallelführung der deutschen und fran-
zösischen Positionen – und damit allenfalls zur Suche nach dem kleinsten gemeinsa-
men Nenner.20 Sowohl die Entscheidungen, die anlässlich des Deauville-Gipfels im
Rahmen der französischen G8-Präsidentschaft im Jahr 2011 getroffen wurden, als auch
die Reorganisation der EU-Mittelmeerpolitik nach dem Arabischen Frühling zeigen,
dass diese „Collage“ deutscher und französischer Positionen Ausdruck einer Konkur-
renz um Macht und Einfluss auf die europäische Mittelmeerpolitik ist und zu einem
konzeptuellen Konservatismus führt.

Die Deauville-Partnerschaft

Selbst wenn sie über den Rahmen der Europapolitik hinausgeht, kann die Diskussion
über eine Unterstützung der arabischen Länder während der französischen G8-Präsi-
dentschaft als bezeichnendes Beispiel für diese problematische Situation angeführt
werden. Die in den bilateralen Gesprächen der Kanzlerin und des französischen Prä-
sidenten nach der Verabschiedung der UN-Resolution erzielte Einigkeit, auf Allein-
gänge zu verzichten, hatte die Überwindung des „Libyen-Zwischenfalls“ ermöglicht
und der Zusammenarbeit zwischen den beiden Außenministerien einen neuen Impuls
gegeben. Die Abstimmung wurde von den dort zuständigen Abteilungsleitern für
Nordafrika und den Nahen Osten sowie den Sous-Sherpas im Elysée-Palast und im
Bundeskanzleramt gesteuert. Die getroffenen Absprachen hatten jedoch kaum bilate-
ralen Charakter, sondern fügten sich in den multilateralen Rahmen der G8 ein. Dabei
scheint die französische Regierung Berlin wie jeden anderen Partner behandelt und
der Zusammenarbeit mit Deutschland keinen privilegierten Rang eingeräumt zu haben.
Vielmehr bemerkt ein französischer Diplomat gar, dass Deutschland in der Frage
„nicht sehr präsent“ gewesen sei.21

Sowohl Paris als auch Berlin traten für eine gemeinsame westliche Initiative ein, um
die Länder südlich des Mittelmeers auf ihrem Reformweg zu unterstützen. Deutsch-
land war es dabei wichtig, die vom Auswärtigen Amt im Frühjahr 2011 ins Leben
gerufenen Transformationspartnerschaften zu verlängern und auszubauen, während
Frankreich vor allem einen erweiterten politischen Rahmen schaffen wollte, um die
finanziellen Hilfen für den Süden zu konsolidieren. Die beiden Länder waren sich
jedoch uneinig über die Modalitäten der Unterstützung. Neben der wiederkehrenden
Konditionalitätsfrage, auf die wir weiter unten näher eingehen werden, unterschieden

20 Vgl. Claire Demesmay, La France et l’Allemagne face à l’espace méditerranéen: la persistance
des préférences nationales dans le cadre européen, in: Allemagne d’aujourd’hui, 201 (2012),
S. 185-195.

21 Gespräch im Elysée-Palast am 14.10.2011.
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sich vor allem ihre Meinungen in der Frage, welche Staaten für mögliche Hilfsleis-
tungen in Frage kamen. Während aufgrund des Regimewechsels Konsens über die
Beteiligung Tunesiens und Ägyptens herrschte, zeigte Deutschland Unverständnis ge-
genüber der französischen Forderung, auch Marokko an den Leistungen teilhaben zu
lassen, da hier Reformen auf Initiative des Königs angestoßen worden waren. 22 Um-
gekehrt wunderte man sich in Paris, dass die deutschen Partner – möglicherweise als
Reaktion auf die französische Unterstützung für Marokko – für eine Aufnahme Jor-
daniens in die Initiative plädierten, wurde doch der Fortschritt der Reformen in Jor-
danien im Vergleich zu den marokkanischen Reformen in Frankreich als eher gering
beurteilt.23 Letztlich erhielten sowohl Marokko als auch Jordanien einen Platz auf der
Liste, ohne dass im Vorfeld präzise Auswahlkriterien definiert worden wären. Zwar
sind Deutschland und Frankreich, da die Entscheidungen im multilateralen Rahmen
getroffen wurden, nicht allein für diese Parallelführung unterschiedlicher Positionen
verantwortlich. Dennoch schienen sich beide Länder mit diesem Vorgehen abgefunden
zu haben, das jedoch das Risiko barg, die Effizienz der Deauville-Maßnahmen zu ver-
wässern.

Die Reorganisation der EU-Mittelmeerpolitik

Ähnliches kann im Hinblick auf die EU-Mittelmeerpolitik festgestellt werden, auch
wenn sich die Ausgangssituation in der deutsch-französischen Zusammenarbeit in den
beiden Fällen deutlich voneinander unterscheidet. Angesichts des Arabischen Früh-
lings, der die alte Ost-Süd-Spaltung Europas und damit auch den traditionellen Tren-
nungsfaktor zwischen Frankreich und Deutschland24 in den Hintergrund treten ließ,
haben sich die Bedingungen für eine Zusammenarbeit verbessert. Zwar hat die Tatsa-
che, dass das Auswärtige Amt besonderes Interesse für die Umbrüche in Nordafrika
zeigt und eine begleitende Rolle spielen will, die zuständigen Diplomaten im franzö-
sischen Außenministerium und im Elysée-Palast nicht wirklich aufhorchen lassen.
Trotz der Sensibilisierungsbemühungen mancher „Durchreisender“, wie z.B. Bot-
schaftsmitarbeitern oder Austauschbeamten, wird Deutschland immer noch nicht als
ernstzunehmender Akteur in der Region wahrgenommen. 25 In Brüssel hingegen war
die Lesart eine andere, da hier die deutsche Diplomatie schnell versuchte, die Reor-
ganisation der EU-Mittelmeerpolitik mitzugestalten. In der Ständigen Vertretung
Frankreichs bei der EU bestand daher die Hoffnung, dass das neue Interesse Berlins

22 Gespräche im Auswärtigen Amt am 22.11.2011 und am 28.11.2011.
23 Gespräch in der Französischen Botschaft in Berlin am 19.12.2011.
24 Vgl. Andreas Marchetti / Dorothée Schmid, La politique européenne de voisinage: potentiels

d’une ‚concurrence’ franco-allemande, in: Claire Demesmay / Andreas Marchetti (Hrsg.), La
France et l’Allemagne face aux crises européennes, Pessac 2010, S. 147-167.

25 Gespräche im französischen Außenministerium am 20.1.2012 und am 2.2.2012 sowie im Elysée-
Palast am 14.10.2011.
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die traditionelle deutsch-französische Blockade26 in der Nachbarschaftspolitik aufhe-
ben und beide Länder in Fragen der Mittelmeerpolitik einander näher bringen wür-
de.27 Dies galt zumindest für den Anfang des Jahres 2011, bevor sich neue inhaltliche
Differenzen zwischen beiden Ländern auftaten.

Wie zur Deauville-Partnerschaft fanden die deutsch-französischen Gespräche auch zu
diesem Thema nicht in einem bilateralen Rahmen statt. Vielmehr wurden erneut mul-
tilaterale Formate genutzt, darunter die Quint-Gruppe, die E3 oder die EU-Instanzen.
Auch wenn vereinzelt eine bilaterale Absprache vor den jeweiligen Treffen stattfand,
so war diese keineswegs systematisch. Neben der Tatsache, dass die beiden Außen-
ministerien sich selten bilateral über Mittelmeerfragen austauschen und hierfür kein
besonderes Format existiert, scheint es auch keine privilegierte Zusammenarbeit zwi-
schen den Ständigen Vertretungen in Brüssel zu diesem Thema zu geben. Zudem
spielen ähnlich wie in der Krisenreaktion auch hier die erheblichen Unterschiede im
internen Entscheidungsprozess eine Rolle. Der zentralistische Charakter des franzö-
sischen politischen Systems, der während der Präsidentschaft von Nicolas Sarkozy
noch verstärkt wurde, ermöglicht den französischen Diplomaten eine gewisse Reak-
tivität und einen Spielraum in den Verhandlungen mit ihren europäischen Partnern.
Auf deutscher Seite hingegen trägt die Beteiligung einer Vielzahl von Akteuren am
internen Entscheidungsverfahren dazu bei, dass die Positionen am Ende des internen
Prozesses unveränderbar erscheinen. Französische Vertreter zeigen sich daher über-
rascht, wenn sie in Brüssel mit bereits „geschnürten“28 deutschen Verhandlungspake-
ten konfrontiert werden.

Diese Schwierigkeiten trugen mit Sicherheit dazu bei, dass auch hier die deutsch-fran-
zösischen Gespräche lediglich zu einer Parallelisierung der jeweiligen nationalen Po-
sitionen führten, statt einen innovativen Kompromiss zu befördern. Im Fall der Reor-
ganisation der EU-Mittelmeerpolitik, über die in Brüssel und in den europäischen
Hauptstädten ab dem Frühjahr 2011 nachgedacht wurde, lässt sich diese „Collage-
Methode“ insbesondere – aber nicht ausschließlich – im Hinblick auf das Konditio-
nalitätsprinzip und den Handlungsrahmen für die euro-mediterrane Zusammenarbeit
beobachten.

26 Zu den verschiedenen Interessen und Traditionen vgl. Isabel Schäfer, Nordafrika-Politik zwi-
schen Idealen und Interessen, Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik, DGAPanalyse 1,
Berlin Februar 2003, verfügbar unter: <https://dgap.org/de/think-tank/publikationen/dgapanalys
e/nordafrika-politik-zwischen-idealen-und-interessen>.

27 Gespräch in der französischen Ständigen Vertretung bei der EU am 28.2.2012.
28 Ebd.
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Konditionalität

Auch wenn die deutsch-französischen Differenzen bezüglich der Zuwendungsbedin-
gungen für EU-Hilfsleistungen an die nordafrikanischen Länder nichts Neues sind29,
erfährt dieses Thema doch seit dem Arabischen Frühling eine neue Dynamik. Um den
Bruch mit der wohlwollenden Haltung gegenüber autoritären Regimen deutlich zu
machen und den Willen der EU zu unterstreichen, die Demokratisierung in den Um-
bruchstaaten zu unterstützen, forderte Deutschland ein strenges Konditionalitätsprin-
zip – wie beispielsweise im Brief von Außenminister Guido Westerwelle an die Hohe
Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, Catherine Ashton, vom
15. Februar 2011.30 Für Berlin ging es nicht nur darum, verbindliche Kriterien zu de-
finieren, an denen der Demokratisierungsfortschritt für alle Länder ohne Ausnahme in
der Region gemessen werden konnte. Zugleich sollte auch ein objektives Monitoring
der Maßnahmen durch Brüssel sichergestellt werden. Die EU-Hilfen sollten nach
deutscher Meinung gemäß den erreichten Ergebnissen geleistet und bei Nicht-Re-
spektieren der eingegangenen Verpflichtungen Sanktionen verhängt werden. Paris
hingegen zeigte sich zögerlich und hielt dieses Prinzip für zu dogmatisch und wenig
effizient, da mit ihm weder die Hilfsleistungen an die Bedürfnisse der jeweiligen Staa-
ten noch an die strategischen Interessen der Europäer angepasst werden könnten. Zu-
dem fürchtete man in Paris „illoyale Konkurrenz“ 31 von Seiten neuer Akteure in der
Region, wie z.B. Katar und der Türkei, die für Unterstützungsleistungen kaum politi-
sche Bedingungen stellen. Die französische Diplomatie setzte eher einen Akzent auf
die Schaffung von Anreizen für die nordafrikanischen Länder.

Es ist wahrscheinlich, dass die deutsch-französischen Absprachen eine Blockade in
dieser Frage vermeiden konnten bzw. sogar eine gewisse Annäherung ermöglichten.
Auch wenn Paris klarstellte, dass dies „nicht nach seinem Geschmack sei“32, akzep-
tierte es das Konditionalitätsprinzip: Alain Juppé, zu diesem Zeitpunkt Außenminister,
erklärte, er wolle „denen mehr Finanzhilfen gewähren, die in ihren demokratischen
und wirtschaftlichen Reformen sowie in der Zusammenarbeit in Migrationsfragen
noch weiter gingen“33. Deutschland ließ sich im Gegenzug auf eine gewisse Offenheit
in der Definition und Evaluierung der Demokratisierungskriterien ein und akzeptierte

29 Vgl. Timo Behr, Enduring Differences? France, Germany and Europe’s Middle East Dilemma,
in: Journal of European Integration, 1 (2008), S. 79-96.

30 Zu diesem Brief vgl. Almut Möller, L’Allemagne face au printemps arabe, Institut français des
relations internationales, Note du Cerfa 88, Paris Juli 2011, verfügbar unter: <http://www.ifri.or
g/?page=detail-contribution&id=6698>.

31 Gespräch im französischen Außenministerium am 31.1.2012.
32 Gespräch im französischen Außenministerium am 30.1.2012.
33 Rede des französischen Außenministers Alain Juppé vor der Nationalversammlung am

15.6.2001, verfügbar unter: <http:pastel.diplomatie.gouv.fr/editorial/actual/ael2/bulletin.asp?lis
te=20110616.html>.
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faktisch, dass eine noch größere Zahl von Staaten von den EU-Hilfen profitieren würde.
Die Bundesregierung musste vor allem das Less for less-Prinzip aufgeben, demzufolge
die EU-Leistungen bei Verletzungen der Menschenrechte zurückgefahren worden wä-
ren. Außerdem wurde auf das Sanktionsprinzip verzichtet, das nicht Teil der Ergeb-
nisse des Rats für Auswärtige Angelegenheiten vom 20. Juni 2011 wurde, was zu einer
Anfrage der Fraktion der Grünen im Bundestag führte.34 Die Tatsache, dass Frankreich
und Deutschland in diesem Punkt einen Schritt aufeinander zu taten, ebnete jedoch
noch keiner europäischen Einigung den Weg. Vielmehr wurden im Schlussdokument
des Rats beide Forderungen beibehalten. Darin heißt es, dass die Hilfeleistungen ge-
mäß den „Bedürfnisse[n] der Partnerländer, ihrer Bereitschaft zur Durchführung von
Reformen und ihre[n] Fortschritte[n] beim Aufbau einer vertieften und tragfähigen
Demokratie“35 genehmigt werden. Die Formulierung ist vage genug, dass alle Betei-
ligten sich darin wiederfinden können – doch sie widerspricht zugleich dem Ziel einer
Neuorientierung der EU-Mittelmeerpolitik.

Handlungsrahmen

Im Bezug auf den institutionellen Rahmen haben Frankreich und Deutschland tradi-
tionell einen unterschiedlichen Ansatz in der Zusammenarbeit mit dem Süden. Wäh-
rend Paris in der Mittelmeerpolitik für einen multilateralen Rahmen plädiert, was in
der Union für das Mittelmeer (UfM) deutlich wird, bevorzugt Berlin seit jeher die
Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) und die bilateralen Instrumente, welche die
ENP ausmachen. Mit dem Arabischen Frühling hat sich dieser Unterschied weiter
verstärkt. Während die französischen Entscheidungsträger – zumindest unter der Prä-
sidentschaft Nicolas Sarkozys36 – immer wieder die Bedeutung der UfM unterstrichen,
welche sie im Übrigen selbst geschaffen hatten, plädierten die deutschen Partner nach
wie vor für einen differenzierten Ansatz, wie ihn die ENP darstellt. So erklärt ein
deutscher Diplomat, dass Deutschland weiterhin die UfM „brav unterstützt“37. Dabei

34 Kleine Anfrage der Abgeordneten Viola von Cramon-Taubadel, Marieluise Beck, Volker Beck,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Neuausrichtung der Euro-
päischen Nachbarschaftspolitik, Drucksache 17/6577 vom 26.7.2011, verfügbar unter: <http://d
ipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/065/1706577.pdf>.

35 Schlussfolgerungen des Rats für Auswärtige Angelegenheiten vom 20.6.2011 zur Europäischen
Nachbarschaftspolitik, Dokument 11850/11, S. 5, verfügbar unter: <http://register.consilium.eu
ropa.eu/pdf/de/11/st11/st11850.de11.pdf>.

36 Seit der Wahl von François Hollande im Mai 2012 zeigt sich die Regierung deutlich distanzierter
gegenüber der Union für das Mittelmeer und verweist auf andere Formate, wie beispielsweise
den 5+5 Dialog. Dieses informelle, im Jahr 1990 ins Leben gerufene Format soll den Austausch
zwischen den Ländern des westlichen Mittelmeers fördern.

37 Gespräch im Auswärtigen Amt am 28.11.2011.
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wird sie als fachspezifisches Forum für energiepolitische Fragen genutzt.38 Gleich-
zeitig sei es laut den Entscheidungsträgern wichtiger als je zuvor, die europäische
Politik an die jeweilige nationale Situation im Partnerland anzupassen, da im Vergleich
zur Vergangenheit die wirtschaftliche und politische Lage südlich des Mittelmeers
heterogener geworden ist.

Diese unterschiedlichen Sichtweisen führten jedoch nicht zu einem deutsch-französi-
schen Konflikt, wie dies anlässlich der Schaffung der UfM im Jahr 2007 der Fall ge-
wesen war. 39 Es wird aber auch keine innovative Synthese erkennbar, die von den
Positionen beider Länder ausgeht. Stattdessen wird zum wiederholten Mal die Fort-
setzung des Nebeneinanders der nationalen Positionen sichtbar. Im Gegensatz zur
Konditionalitätsthematik gelang Deutschland und Frankreich in der Frage des Hand-
lungsrahmens im Lauf des Jahrs 2011 keine Annäherung. Nach wie vor wurden die
beiden unterschiedlichen Politikansätze parallelgeführt, ohne dass einer von beiden in
Frage gestellt worden wäre. Eine Debatte darüber, wie sie kohärenter und damit effi-
zienter gestaltet werden könnten, findet bis heute nicht statt. Obwohl beide Ansätze
komplementär zueinander sein könnten, stehen sie weiterhin in Konkurrenz zueinan-
der. 40 Für die Tatsache, dass es dennoch keinen offenen deutsch-französischen Kon-
flikt in dieser Frage gibt, lassen sich verschiedene Erklärungen anführen. Man könnte
vermuten, dass die deutsch-französischen Absprachen dazu beigetragen haben, die
Differenzen zwischen beiden Ländern aus dem Weg zu räumen. Angesichts der Tat-
sache, dass es seit dem Arabischen Frühling bei diesem Thema keine nennenswerten
Fortschritte gab und bilateraler Austausch nur sehr begrenzt stattfand, ist es jedoch
wahrscheinlicher, dass beide Parteien nicht das Gespräch suchten41 bzw. sogar bewusst
vermieden, das schwierige und unangenehme Thema erneut aufzurollen. Schließlich
hatte es einige Jahre zuvor die bilateralen Beziehungen stark belastet. Der politische
Wille zur Überwindung des „Libyen-Zwischenfalls“ trug in diesem Fall nicht zur In-
tensivierung der bilateralen Zusammenarbeit auf der Modellgrundlage des „produkti-
ven Antagonismus“ bei, sondern kehrte bestehende Differenzen unter den Teppich. Es
scheint, als ob die politische Führung in beiden Ländern den Erhalt eines unbefriedi-
genden Gleichgewichts neuen Streitigkeiten vorzog.

Auch wenn diese Art von Zusammenarbeit dabei hilft, Konflikte zu vermeiden oder
zu begrenzen, so dient sie doch nicht der Entwicklung einer innovativen Politik. Wäh-
rend des von uns gewählten Untersuchungszeitraums war die EU trotz ehrgeiziger
Äußerungen der europäischen Entscheidungsträger nicht fähig, eine neue, mutige

38 Gespräche im Generalsekretariat der UfM am 6.10.2011 und im Auswärtigen Amt am
28.11.2011.

39 Vgl. hierzu den Beitrag von Stephan Martens und Julien Thorel in diesem Band.
40 Vgl. Claire Demesmay / Carsten Främke / Katrin Sold, Auf der Suche nach Kohärenz. Die eu-

ropäische Mittelmeerpolitik nach dem arabischen Frühling, in: Leviathan, 1 (2012), S. 52-70.
41 Gespräch mit einem Mitglied des Bundestags am 30.11.2011.
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Strategie im Hinblick auf ihre arabischen Nachbarn zu entwerfen. Was die Prinzipien
und Rahmenbedingungen der euro-mediterranen Zusammenarbeit, zentrale Politik-
felder (Öffnung der Agrarmärkte, Erleichterung von Einreisebedingungen) oder Zu-
kunftsfragen wie das Verhältnis zum politischen Islam oder den wichtigen regionalen
Akteuren angeht, liefert die EU nur zu oft zaghafte und mehrdeutige Antworten. Diese
sind Ausdruck der Suche nach einem kleinsten gemeinsamen Nenner. Obwohl die EU
mit nie dagewesenen geopolitischen Umbrüchen in ihrer südlichen Nachbarschaft
konfrontiert wurde, wählte sie den Weg der Kontinuität. Frankreich und Deutschland
können nicht allein für diesen Mangel an Reaktivität verantwortlich gemacht werden.
Indem sie jedoch Harmonie oder zumindest die Vermeidung von Disharmonie den
notwendigen Grundsatzdebatten vorzogen und sich auf die Collage-Methode einlie-
ßen, trugen sie zweifellos dazu bei.

Schlussfolgerungen

Beide Zeitphasen, die Gegenstand dieser Studie sind, sind durch eine geringe Intensität
der Interaktionen zwischen Deutschland und Frankreich gekennzeichnet. Trotz der
gestiegenen Bedeutung der EU-Mittelmeer-Beziehungen seit dem Arabischen Früh-
ling und trotz der deutsch-französischen Meinungsverschiedenheiten in diesem Be-
reich waren die traditionellen Akteure der bilateralen Zusammenarbeit offensichtlich
nur in geringem Maß mit diesen Fragen befasst. Zwar versuchten Botschaftsvertreter
und Austauschbeamte in den Außenministerien, den nationalen Akteuren die jeweilige
Position des Partnerlands zu erklären, und begünstigten somit den Informationsaus-
tausch zwischen beiden Ländern. Doch selbst die Diplomaten, die in beiden Haupt-
städten mit Mittelmeerfragen betraut sind, gestehen ein, dass ihre Kollegen eine ge-
ringe Rolle im Verständigungs- und vor allem Entscheidungsprozess spielen. Sie sind
nicht in der Lage, der Zusammenarbeit „langfristigen Impulse“42 zu geben, sondern
lediglich die Kooperation im Fluss zu halten. In Krisenfällen oder bei politisch bri-
santen Themen findet die Verständigung direkt zwischen den Spezialisten der beiden
Ministerien statt, ohne Rücksicht auf die Generalisten der bilateralen Beziehungen.
Die Abstimmungen zwischen den beiden Parlamenten erscheinen weitgehend sub-
stanzlos, wenn nicht gar „inexistent“43. Der Austausch zwischen den Abgeordneten ist
sicherlich hilfreich, um Verständigungsprobleme zu mildern und „psychologische
Schocks abzudämpfen“44, die eine Folge der nationalen Differenzen darstellen können.
Dies war beispielsweise beim Libyen-Einsatz der Fall. Sie können jedoch anstehende
Grundsatzdebatten, die für die Entwicklung gemeinsamer Vorschläge notwendig sind,
nicht ersetzen. Der Deutsch-Französische Sicherheits- und Verteidigungsrat schließ-

42 Gespräch im Auswärtigen Amt am 28.11.2011.
43 Gespräch mit einem Mitglied des Bundestags am 10.2.2012.
44 Gespräch in der Nationalversammlung am 14.10.2011.
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lich, der als Forum des bilateralen Austauschs in Sicherheitsfragen konzipiert ist, tagte
im Jahr 2011 kein einziges Mal.

Für die erste Untersuchungsphase unmittelbar nach den Aufständen in Tunesien und
Ägypten konnte gezeigt werden, dass es weder Absprachen noch Koordination zwi-
schen beiden Ländern gab. Dies erklärt sich vor allem durch die für die staatlichen
Akteure überraschende und unerwartete Entwicklung. Auf beiden Seiten des Rheins
hatte in der Folge die Wiederherstellung der bilateralen Beziehungen mit den nord-
afrikanischen Transitionsstaaten oberste Priorität. Zudem gibt es in Mittelmeerfragen
traditionell keinen deutsch-französischen Reflex: Im Quai d’Orsay hört man nicht sel-
ten, dass Frankreich Deutschland in dieser Region „nicht braucht“45; das Auswärtige
Amt wollte hingegen zunächst Deutschlands Position als „neuer Akteur“ in Nordafrika
konsolidieren, bevor in diesem Bereich europäische Partnerschaften eingegangen wür-
den. Auch die Missverständnisse in Bezug auf den Libyen-Einsatz lassen sich aus
dieser Logik erklären und verweisen auf deutliche Kommunikationsschwierigkeiten
zwischen den beiden Außenministerien. Auch wenn es Gespräche zwischen den Di-
plomaten gab, die in Paris und Berlin für die entsprechenden Dossiers verantwortlich
waren, bzw. sogar Gespräche zwischen den Ministern selbst, konnten diese die beste-
henden Missverständnisse nicht aus dem Weg räumen oder eine Einigung herbeifüh-
ren. Vermutlich hängen diese Schwierigkeiten weniger mit den Verständigungsstruk-
turen an sich zusammen, als vielmehr mit einem Mangel an politischem Willen, die
nationalen Divergenzen zu überwinden.

Hierin liegt zugleich der zentrale Unterschied zwischen den beiden Untersuchungs-
phasen. Die zweite Phase beginnt nach der Verabschiedung der UN-Resolution 1973
und der darauf folgenden deutsch-französischen Krise und ist vor allem durch den
Willen des Präsidenten und der Bundeskanzlerin geprägt, in Zukunft ähnliche Kon-
flikte zu vermeiden. Auch wenn die Mehrheit der deutsch-französischen Konsultatio-
nen in einem multilateralen Rahmen stattfand, waren sie doch deutlich zahlreicher als
in der ersten Jahreshälfte. Dabei schien der Informationsaustausch den Diplomaten in
beiden Ländern eine verbesserte Kenntnis der Position des Partners ermöglicht zu ha-
ben. Wie wir gezeigt haben, hatte die politische Entscheidung auf Spitzenebene, nach
der Libyen-Auseinandersetzung auf Alleingänge zu verzichten, jedoch nicht eine In-
tensivierung der Kooperation in Fragen der Mittelmeerpolitik im Allgemeinen zur
Folge. Stattdessen wurden die nationalen Differenzen in diesem Politikfeld ausge-
klammert. Der deutsch-französisch Austausch führte lediglich zu einem Nebeneinan-
der der deutschen und der französischen Positionen und trug so zu einer gewissen Statik
der EU-Politik bei. Obwohl Frankreich und Deutschland über ein stark institutionali-
siertes Abstimmungssystem verfügen, konnten die Austauschmechanismen und Foren
an sich keine nennenswerte qualitative Zusammenarbeit gewährleisten. Die vorlie-

45 Gespräch im französischen Außenministerium am 30.1.2012.
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gende Studie vergegenwärtigt, dass politischer Wille unerlässlich ist – gerade in den
Bereichen, in denen Deutsche und Franzosen kein traditionelles Tandem bilden. Ziel
darf dabei jedoch nicht nur ein Dialog, sondern muss die Überwindung von Differenzen
durch wirkliche Kompromisse sein.
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Von den Möglichkeiten und Grenzen einer Werkstatt:
Perspektiven der institutionellen deutsch-französischen
Zusammenarbeit in der Europapolitik

Claire Demesmay, Martin Koopmann und Julien Thorel

Die deutsch-französische Zusammenarbeit in der europapolitischen
Entscheidungsfindung

Welche Funktion erfüllt der in Publizistik und Wissenschaft abwechselnd hochgelobte
und scharf kritisierte deutsch-französische Bilateralismus in der Europapolitik? Im
Licht der verschiedenen Studien dieses Bandes zeigt sich zum einen, dass Paris und
Berlin in den seltensten Fällen – weder in akuten Krisen noch vor anstehenden Routine-
oder gar langfristigen Planungsentscheidungen – von vornherein übereinstimmende
Positionen einnehmen. Zum anderen bestehen aufgrund der Unterschiede in den po-
litischen Kulturen beider Länder auch hinsichtlich der Verfahren zur Überwindung
dieser bilateralen Dissonanzen selten gemeinsame Ansätze. Doch lassen die Fallstu-
dien zugleich – wie kaum anders zu erwarten – den Schluss zu, dass beide Seiten in
der Regel konstruktiv gemeinsame Lösungen herbeizuführen vermögen.

Trotz dieser versöhnlichen Erkenntnis muss festgehalten werden, dass bei der deutsch-
französischen Abstimmung in der Europapolitik kaum von einem systematischen und
planvollen Prozess gesprochen werden kann. Solange Deutschland und Frankreich in
ihren Grundpositionen nicht zu weit voneinander entfernt sind, hat dies zwar norma-
lerweise keine gravierenden Auswirkungen auf ihre Zusammenarbeit. Wie die Analyse
des georgisch-russischen Konflikts zeigt, wird sie dadurch weder vereinfacht, noch
werden Hürden aufgebaut. Wenn aber beide Staaten unterschiedliche Interessen ver-
folgen und dementsprechend handeln, führt der Mangel an systematischer Kooperation
zwangsläufig zu Blockaden: Der französische Versuch, eine Mittelmeerunion ohne
Vorabsprache mit dem deutschen Nachbarn aus der Taufe zu heben, ist ein prominentes
Beispiel dafür.

Die Stärke des deutsch-französischen Bilateralismus liegt in der Fähigkeit, in ent-
scheidenden Krisenphasen auch trotz ursprünglich unterschiedlicher Sichtweisen zu
gemeinsamen, für die anderen EU-Partner tragbaren Positionen zu gelangen und ent-
sprechende Initiativen zu ergreifen. Das belegt die Lösung der Vertiefungskrise nach
dem im Jahr 2005 gescheiterten Verfassungsvertrag durch den Vertrag von Lissabon
oder auch das Management der Eurokrise. Auf die EU-Partner ist der jeweils aktuelle
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Zustand der bilateralen Kooperation nicht ohne Auswirkungen: Mal werden deutsch-
französische Divergenzen von anderen Mitgliedstaaten ausgenutzt, um die eigenen
Ansprüche besser zur Geltung zu bringen; mal erwarten ratlose und überforderte EU-
Partner die Überwindung unionsinterner Meinungsverschiedenheiten durch den ge-
meinsamen Impuls aus Berlin und Paris. Mal wird deutsch-französisches Leadership
eingefordert, mal vermeintliche deutsch-französische Direktoriumstendenzen beklagt.

Dabei ist die Sorge vor deutsch-französischer Hegemonie in der EU unbegründet, und
dies nicht nur vor dem Hintergrund der aktuellen Wirtschafts- und Währungskrise. Die
behandelten Fallstudien zeigen ein relativ eindeutiges Bild: Sind beide Länder in der
Lage, den Impuls für ein europapolitisches Projekt zu geben, so sind sie durchaus offen
für die frühzeitige Einbindung weiterer Partner. Zugleich erweist sich das Einverneh-
men zwischen beiden Seiten im Untersuchungszeitraum 2003-2012 doch meist als
unverzichtbar für die europäische Entscheidungsfindung, sei es bezüglich Themen von
herausragender politischer Bedeutung oder auch hinsichtlich Fragen rein technischer
Natur.

Ist die deutsch-französische Zusammenarbeit also ohne Zweifel weiterhin eine Kon-
stante des europapolitischen Geschehens, so ist zugleich festzustellen, dass sowohl
Paris als auch Berlin im letzten Jahrzehnt ihren jeweiligen Vorsitz im Europäischen
Rat dazu nutzten, ihr politisches Gewicht in der EU im Dienst europäischer Entschei-
dungsfindung unter Beweis zu stellen. Der Impuls zur Rettung der EU-Verfassung
wurde während des deutschen Ratsvorsitzes im ersten Halbjahr gegeben. Ebenso nutz-
te Frankreich ein Jahr später diese herausgehobene Position im Georgienkonflikt,
nachdem zuvor bereits die Aussicht auf den französischen Ratsvorsitz im ersten Halb-
jahr 2008 wie ein Katalysator für eine beschleunigte deutsch-französische Konflikt-
lösung bezüglich der Union für den Mittelmeerraum gewirkt hatte.

Die untergeordnete Rolle der bilateralen Akteure und Institutionen

Die deutsch-französischen Kommunikations- und Entscheidungsprozesse sind kom-
plexer und die an ihnen beteiligten Akteure zahlreicher, als es die öffentliche Bericht-
erstattung in der Regel vermuten lässt. Dennoch führen die vorliegenden Analysen zu
dem Ergebnis, dass die Bedeutung des institutionalisierten Bilateralismus in der Eu-
ropapolitik stark relativiert werden muss. Wie die meisten Autoren feststellen, sind die
bilateralen Akteure und Mechanismen der täglichen deutsch-französischen Zusam-
menarbeit in die politische Entscheidungsfindung wenig eingebunden, sei es in Bezug
auf Krisenlösung oder auf die langfristige Gestaltung europäischer Politik. Dass die
Botschaften in die politischen Entscheidungen nur indirekt involviert sind, lässt sich
leicht dadurch erklären, dass sie innerhalb der EU ihre Arbeit auf klassische Aufgaben
der public diplomacy konzentrieren und unter anderem durch Informationsvermittlung
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und Gästebetreuung für Vertrauensbildung und die Verbesserung des gegenseitigen
Verständnisses sorgen. Auch die beiden Beauftragten für die deutsch-französische
Zusammenarbeit im Auswärtigen Amt und im Quai d’Orsay – sowie ihre Stellvertreter
aus dem Partnerland – treten kaum als Schlüsselakteure für spezifische Entscheidungen
hervor. Seit der Erklärung zum 40. Jubiläum des Elysée-Vertrags im Jahr 2003 sind
sie für die Koordinierung der deutsch-französischen Zusammenarbeit auf Regierungs-
ebene zuständig. Ihr eher geringer Einfluss auf die Entscheidungsfindung ist wesent-
lich darauf zurückzuführen, dass ihr Aufgabenbereich nicht über den Rahmen bilate-
raler Themen hinausgeht.

Bei den Verhandlungen über spezifische Fragen der Europapolitik stehen andere Ak-
teure im Vordergrund. Es sind traditionell die Staats- bzw. Regierungschefs, die seit
den Anfängen der europäischen Integration die Zügel der deutsch-französischen Ko-
operation in der Hand haben. In dieser Hinsicht verfügen der Bundeskanzler und der
französische Staatspräsident über zwei feste bilaterale Austauschformate: den
Deutsch-Französischen Ministerrat, der seit Januar 2003 zweimal im Jahr tagt, sowie
die Blaesheim-Treffen, eine informelle Gesprächsrunde ohne festgelegte Tagesord-
nung, die im Jahr 2001 auf höchster Ebene eingeführt wurde. Auch wenn das Zusam-
mentreffen der beiden Kabinette in der Öffentlichkeit ein wichtiges Symbol für die
gute Zusammenarbeit zwischen den Nachbarländern darstellt, ist es kein privilegiertes
Format für deutsch-französische Verhandlungen. Von den untersuchten Fällen scheint
der Ministerrat nur in der Frage der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen eine
Rolle bei der Erarbeitung eines tragbaren Kompromisses gespielt zu haben.

Für das Blaesheim-Format gilt Ähnliches. Zwar fanden im untersuchten Zeitrahmen
jährlich ein bis drei Blaesheim-Treffen statt, anlässlich derer auch manche der Fall-
studien-Themen besprochen wurden – wie der Klimagipfel von Kopenhagen beim
Treffen im Juni 2009 oder die Eurokrise bei den Treffen im Juni, August und Oktober
2011. Dennoch sind diese Gespräche für die deutsch-französische Kompromissfin-
dung meist nicht entscheidend gewesen. Bis auf wenige Ausnahmen gelten sie viel-
mehr als Gelegenheiten, dem bilateralen Verhältnis neue politische Impulse zu geben,
denn als Foren, auf denen Dissonanzen offen zur Sprache gebracht und konkrete Kom-
promisse gesucht werden. Leitprinzipien werden dabei skizziert bzw. angekündigt (wie
z.B. die Rekapitalisierung der Banken im Herbst 2011 oder die Einführung einer Fi-
nanztransaktionssteuer im Januar 2012). Über die Umsetzung dieser Prinzipien, die
die Substanz politischer Verhandlungen ausmachen, wird in diesem Rahmen aber
kaum diskutiert; noch weniger natürlich über verwaltungstechnische bzw. bürokrati-
sche Fragen, welche die Ebene der Fachexperten aus den einzelnen Ministerien be-
treffen.
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Dass solche Formate im deutsch-französischen Abstimmungsprozess keine zentrale
Rolle spielen, hat mehrere Gründe, die wiederum von der Natur der Entscheidungen
abhängen. In Krisensituationen wird das politische Handlungstempo in den seltensten
Fällen von den Staats- bzw. Regierungschefs der beiden Länder bestimmt. Hier spielen
externe Akteure eine zentrale Rolle, seien es die Finanzmärkte im Kontext der Euro-
krise oder andere Regierungen wie im Fall des russisch-georgischen Konflikts. Ent-
scheidend sind außerdem unvorhersehbare Ereignisse wie die Massendemonstrationen
des Arabischen Frühlings oder der Reaktorunfall von Fukushima. Für solche Situa-
tionen, die seitens der Politik schnelle Reaktionen erfordern, sind langfristig festge-
legte Treffen ungeeignet. Vielmehr müssen die politischen Entscheidungsträger in
diesen Fällen auf höchster Ebene Gespräche führen können, die weder eine lange Vor-
bereitungszeit noch großen protokollarischen Aufwand erfordern. Dies erklärt, warum
sich die Bundeskanzlerin und der französische Staatspräsident in Bezug auf die Fi-
nanzkrise meist außerhalb der klassischen bilateralen Austauschformate trafen. Mit
der Verschärfung der Krise entschieden sie sich zunehmend für informellere Treffen
und Ad-hoc-Formate, die in der Regel im Vorfeld der Europäischen Räte und der
Gipfel der Eurozone stattfanden. Solche Formate helfen im Übrigen, nicht nur externe,
sondern auch bilaterale deutsch-französische Krisen zu lösen. Indem sie einen direkten
und zwangslosen Dialog zwischen beiden Staats- bzw. Regierungschefs ermöglichen,
tragen sie nicht selten dazu bei, konfliktbeladene Situationen zu überwinden und
Kompromisse zu finden. Beispielhaft hierfür steht die Blockade bei der Union für den
Mittelmeerraum, die von Bundeskanzlerin Merkel und Präsident Sarkozy im Jahr 2008
nach monatelangem Streit am Rande der CEBIT-Ausstellung gelöst wurde. Auch der
CO2-Kompromiss wurde durch eine Reihe von Gesprächen zwischen hohen Vertretern
des Bundeskanzleramts und des Elysée-Palasts abseits bilateraler Institutionen er-
leichtert.

Die untergeordnete Rolle der Deutsch-Französischen Ministerräte und – in geringerem
Maße – der Blaesheim-Treffen im bilateralen Entscheidungsprozess lässt sich außer-
dem durch den fachspezifischen Charakter mehrerer der untersuchten Fälle erklären.
Wenn es um langfristige Planung der Europapolitik geht, fallen viele Themen der
deutsch-französischen Zusammenarbeit in die Zuständigkeitsbereiche der verschiede-
nen Ministerien. Dies gilt beispielsweise für die Verhandlungen über den Prümer Ver-
trag, für welche nicht die Staats- und Regierungschefs zuständig waren, sondern die
Innenministerien. Es gilt auch für die Klimapolitik, die zum großen Teil – neben den
Außenministerien und Matignon – in den Händen der Umweltministerien liegt. Ob im
bilateralen oder im multilateralen Rahmen, solche Planungsentscheidungen sind Sache
der Fachminister bzw. der zuständigen Abteilungen. Sie erfordern keine spezifischen
Formate, setzen aber voraus, dass Beamte und Kabinettsmitglieder beider Länder re-
gelmäßige Gespräche außerhalb der mediatisierten Begegnungen führen. In vielen po-
litischen Feldern scheint diese Voraussetzung erfüllt zu sein. Wie die Fallstudien zur
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Mehrjährigen Finanzplanung und zur Eurokrise zeigen, wird die bilaterale Zusam-
menarbeit dadurch erleichtert, dass die zuständigen Beamten im Partnerland auf per-
sönliche Kontakte zurückgreifen können. Denn durch dieses informelle und oft dichte
Netzwerk, das von Begegnungen lebt und zu welchem unter anderem die Austausch-
beamten in den verschiedenen Ministerien beitragen, können auf Fachebene Missver-
ständnisse schneller beseitigt und somit Kompromisslösungen vorbereitet werden.

Diese Tendenz zur Spezialisierung der Akteure der politischen Entscheidungsprozesse
ist im Fall technischer Fragen noch stärker ausgeprägt. Fehlt es Generalisten in der
Politik und der Diplomatie an notwendigen Fachkenntnissen, überlassen sie Experten
die Diskussionen. Als Beispiel können hier die Verhandlungen über die Stresstests für
Atomkraftwerke nach dem Unfall von Fukushima genannt werden. Mit der Beteiligung
der Abteilung für Reaktorsicherheit des Bundesumweltministeriums, der Autorité de
sûreté nucléaire (ASN) und des Institut de Radioprotection et de Sûreté Nucléaire
(IRSN) in Frankreich fanden sie im Wesentlichen auf der Ebene der Fachleute statt.
Diese Herangehensweise wurde übrigens auch von den politischen Entscheidungsträ-
gern selbst begrüßt, weil sie eine Politisierung des Konflikts vermeiden und somit die
Kompromissfindung beschleunigen half.

Nicht zuletzt lässt sich die untergeordnete Rolle der bilateralen Institutionen im euro-
papolitischen Kommunikations- und Entscheidungssystem beider Länder durch eine
gewisse Präferenz für multilaterale Formate erklären. Diese Einstellung gilt insbeson-
dere – jedoch nicht ausschließlich – für außenpolitische Themen, wo es oft keinen
deutsch-französischen Reflex gibt. In allen drei außenpolitischen Fallstudien wird
festgestellt, dass die zuständigen Akteure den direkten Kontakt mit dem Partnerland
nicht gesucht, ihn manchmal sogar gemieden haben. Die meisten Gespräche fanden in
einem multilateralen Rahmen unter Beteiligung weiterer europäischer und gelegent-
lich auch nicht-europäischer Partner statt. Zu nennen sind hier insbesondere Quint
(Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und die USA) und E3 (unter Betei-
ligung Großbritanniens). Darüber hinaus gab es natürlich die nationalen Alleingänge,
wie bei der Initiative zur Schaffung einer Union für den Mittelmeerraum oder der
unmittelbaren Reaktion auf den Arabischen Frühling. Die konstruktive Kombination
bilateraler und multilateraler Formate, wie sie beim Management der Eurokrise erprobt
wurde, scheint in den meisten Fällen von großem Vorteil für eine erfolgreiche deutsch-
französische Kooperation in der Europapolitik zu sein. In der Eurokrise war nicht nur
die bilaterale Abstimmung zwischen der Kanzlerin und dem Präsidenten entscheidend,
um grundlegende Unterschiede zu überwinden, sondern auch die regelmäßige Einbe-
ziehung von Vertretern bestimmter Schlüsselinstitutionen wie EU-Ratspräsident-
schaft, Europäischer Kommission, Eurogruppe und Europäischer Zentralbank im Rah-
men der „Frankfurter Runde“.
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Bei bilateralen bzw. EU-weiten Blockaden spielen schließlich Vieraugengespräche auf
höchster Ebene eine entscheidende Rolle, um den Streit zu beheben und durch eine
Einigung eine neue Dynamik für die Zusammenarbeit zu finden. Einstimmig betonen
die Autoren den Einfluss der persönlichen Kontakte, die von Bundeskanzlerin Merkel
und Staatspräsident Sarkozy nach anfänglichen Schwierigkeiten allmählich aufgebaut
wurden. Grundsätzlich spielen Personalfragen auf der Ebene der Entscheidungsträger
und deren unmittelbarer Umgebung eine nicht zu unterschätzende Rolle. Insofern soll-
te künftig darauf geachtet werden, dass die Blaesheim-Gespräche regelmäßig in mög-
lichst kurzen Abständen durchgeführt werden – ungeachtet der aktuellen europa- oder
außenpolitischen Rahmenbedingungen. Multilaterale Gespräche, die in jüngster Zeit
eine immer wichtigere Rolle gespielt haben, können und sollen durch diese Treffen
nicht ersetzt, sondern ergänzt werden.

Hürden und Grenzen der bilateralen Kooperation

In der Wirtschafts- und Währungskrise zeigte sich deutlich, dass sich das politische
Gewicht individueller Entscheidungsträger durchaus auf die Effektivität deutsch-fran-
zösischer Kooperation auswirken kann. So nahm die Asymmetrie zwischen dem deut-
schen Finanzminister und seinem französischen Counterpart nach dem Wechsel von
der erfahrenen und Präsident Sarkozy nahe stehenden Christine Lagarde zum jungen
und in Währungsfragen kaum profilierten François Baroin deutlich zu. Ohnehin favo-
risiert das deutsche politische System im Gegensatz zum französischen eine stärker
unabhängige Rolle der Fachministerien, während der Elysée-Palast gerade in den po-
litisch herausgehobenen Dossiers eine dominierende Rolle spielt. Dieser Zusammen-
hang wurde nach dem Wechsel von Lagarde zu Baroin erneut deutlich sichtbar.

Die Asymmetrie zwischen den nationalen Entscheidungsstrukturen verkompliziert
unbestreitbar die deutschen-französische Zusammenarbeit. Der vertikal ausgerichtete
Entscheidungsprozess im französischen zentralistisch-jakobinischen Staatsmodell,
das durch die herausragende Stellung des Staatspräsidenten gekennzeichnet ist, un-
terscheidet sich erheblich vom horizontalen deutschen Entscheidungsmodell, in dem
das Ressortprinzip den jeweiligen Bundesministern erweiterte Machtbefugnisse ein-
räumt. Daraus resultiert auch eine Vervielfachung der europapolitischen Akteure, ein-
schließlich der Fachexperten und Vertreter von Interessenverbänden, die wiederum
den Spielraum für bilaterale deutsch-französische Entscheidungen einengt, da die of-
fizielle deutsche Position in der Regel das Ergebnis eines aufwändigen Abstimmungs-
prozesses innerhalb des politischen Systems und daher nur schwer veränderbar ist.
Diese systembedingten Unterschiede führen immer wieder zu Missverständnissen.
Dies gilt etwa für die Wahrnehmung offizieller Stellungnahmen auf Ministerebene,
die in beiden Staaten einen aus den föderalen bzw. zentralistischen Strukturen resul-
tierenden unterschiedlichen Stellenwert haben. Nicht zuletzt ist die ungleiche Bedeu-
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tung der jeweiligen Parlamente bei der Legitimation getroffener Entscheidungen her-
vorzuheben. Die Assemblée nationale spielt im französischen Entscheidungsprozess
eine eher untergeordnete Rolle, insbesondere außerhalb von Kohabitationsphasen, also
während des gesamten Untersuchungszeitraums von 2003 bis 2012. Dagegen ist die
Zustimmung des Bundestags – etwa in der Eurokrise – für zahlreiche Entscheidungen
der Bundesregierung immer wieder unabdingbar gewesen. Insbesondere in Zeiten ei-
ner instabilen bürgerlichen Koalitionsregierung – wie etwa während der Eurokrise, in
der die FDP um ihre politische Zukunft kämpfte – kam der ohnehin herausgehobenen
Rolle des Bundestags eine noch größere Bedeutung zu.

Die Asymmetrie der politischen Systeme wirkt sich in praktisch allen Feldern der Eu-
ropapolitik auf die deutsch-französischen Zusammenarbeit aus. Dies gilt auch für die
Außen- und Sicherheitspolitik, wobei dieses Politikfeld auf deutscher Seite traditionell
von einer prominenteren Rolle des Bundeskanzleramts gekennzeichnet ist. Noch stär-
ker als in anderen Dossiers nimmt die Bundeskanzlerin hier ihre Leitlinienkompetenz
innerhalb der Regierung wahr. Gleichwohl führte dies im Untersuchungszeitraum
nicht in allen außen- und sicherheitspolitischen Dossiers zu einer geschmeidigeren
Zusammenarbeit mit Paris. In den Diskussionen über die Union für den Mittelmeer-
raum war die extrem starke Stellung von Staatspräsident Sarkozy (und seinem Berater
Henri Guaino) über lange Zeit ein ernsthaftes Problem. Wirkte sich das französische
Präsidialsystem bei der Verfassungsvertrags- und auch der Eurokrise im Hinblick auf
die Geschwindigkeit und die Verlässlichkeit französischer Entscheidungen positiv aus,
so erschwerte es in der Mittelmeerdiskussion aus deutscher Sicht die Kooperation:
Berlin war sich lange nicht im Klaren über die Verteilung der Zuständigkeiten auf der
französischen Seite. Zudem ließ die extrem exponierte Stellung des Staatspräsidenten
und seines persönlichen Beraters die traditionellen diplomatischen Kommunikations-
kanäle lange in den Hintergrund treten. Die bilaterale Blockade konnte schließlich erst
mit der Rückkehr zu einem klassischen diplomatischen Austauschmuster auf höchster
Ebene überwunden werden; die vergleichsweise dominante Position des Kanzleramts
hatte den tiefen deutsch-französischen Konflikt bis dahin nicht verhindern können.

Auch nach 50 Jahren deutsch-französischer Zusammenarbeit auf der Basis des Elysée-
Vertrags ist die Europapolitik kein Feld bilateraler Harmonie zwischen Berlin und
Paris. Aus den vorliegenden Fallstudien wird deutlich, dass die durchaus vorhandene
Erkenntnis der Notwendigkeit gemeinsamen Handelns im Lauf der Jahrzehnte weder
zu grundsätzlichen Änderungen an den europapolitischen Zielsetzungen beider Staaten
noch zu einer selbstverständlicheren Hinwendung zum jeweiligen Partner geführt hat.
Der Erfolg deutsch-französischer Kooperation in der Europapolitik ist nach wie vor
stark vom politischen Willen der Entscheidungsträger an der Spitze des Staats bzw.
der Regierung abhängig, die ihre europapolitischen Entscheidungen zumeist in Ab-
hängigkeit von den von ihnen wahrgenommenen innenpolitischen Voraussetzungen

215

http://www.nomos-shop.de/21029



treffen. So begründete Frankreich die Entscheidung, an einem Großteil der Verhand-
lungen über den Vertrag von Prüm nicht teilzunehmen, mit verfassungsrechtlichen
Argumenten.

Es kommt hinzu, dass die bestehenden institutionellen bilateralen Kommunikations-
plattformen, wie die Blaesheim-Treffen oder die Deutsch-Französischen Ministerräte,
in der Regel weder für die Erarbeitung von Krisen- noch von Planungs- oder Routi-
neentscheidungen auf bilateraler Ebene genutzt werden. Auch die verschiedenen
deutsch-französischen Räte, die Ende der 1980er Jahre als Fachgremien geschaffen
wurden, schlafen einen Dornröschenschlaf. Weder hat sich der Deutsch-Französische
Umweltrat – wie auch die deutsch-französische Kommission für Fragen der Sicherheit
kerntechnischer Einrichtungen – mit den Auswirkungen des Reaktorunfalls in Fuku-
shima befasst, noch hat sich der Deutsch-Französische Verteidigungs- und Sicher-
heitsrat mit dem russisch-georgischen Konflikt oder mit dem Libyeneinsatz im Jahr
2011 auseinandergesetzt. In Bezug auf die Eurorettung ist der Deutsch-Französische
Wirtschafts- und Finanzrat kaum präsenter gewesen: Innerhalb des behandelten Zeit-
raums wurde er zweimal einberufen.

Die notwendige Rationalisierung des deutsch-französischen
Kommunikationssystems

Durch die regelmäßige Einführung neuer Instrumente in den letzten Jahrzehnten hat
das deutsch-französische Kommunikationssystem zwar wesentlich an Dichte gewon-
nen, gleichzeitig aber eine gewisse Unübersichtlichkeit erreicht. Insofern muss der
Fokus in Zukunft auf einer effizienteren Verwendung der bestehenden Instrumente
liegen, und nicht auf weiteren institutionellen Neuerungen, die das Abstimmungsver-
fahren noch komplexer machen und seine Wirksamkeit beeinträchtigen würden. 50
Jahre nach der Unterzeichnung des bilateralen Freundschaftsvertrags müssen sich
Deutschland und Frankreich somit der Verbesserung des aufgebauten Systems widmen
und es einem Rationalisierungsprozess unterziehen. Dabei werden sie auf folgende
Schritte nicht verzichten können: die Relevanz der bilateralen Institutionen in der heu-
tigen Zeit prüfen; diejenigen Institutionen, die nutzlos geworden sind, abschaffen; die
Aufgaben der verbleibenden Institutionen präzisieren; die Interaktionen zwischen den
verschiedenen existierenden Mechanismen verbessern.

Allerdings gibt es beim Verzicht auf Neuschaffungen eine Ausnahme. Aufgrund der
Tendenz zur Zentralisierung politischer Entscheidungen in den Händen der Bundes-
kanzlerin und des französischen Präsidenten, die sich im Verlauf der Finanzkrise noch
verstärkt hat, wäre der Einsatz hochrangiger Austauschbeamter im Bundeskanzleramt
und im Elysée-Palast hilfreich. Unter der Voraussetzung, dass sie vollständig in die
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operativen Prozesse einbezogen werden, könnten sie dazu beitragen, Alleingänge zu
vermeiden und die Gefahr daraus folgender Missverständnisse zu verringern. Zwar
sollte der Einfluss von Austauschbeamten nicht überschätzt werden. Doch ist es nicht
nachzuvollziehen, dass in einer Zeit, in der selbst Fachministerien über dieses Instru-
ment verfügen, die Schaltzentralen der Macht in Paris und Berlin nicht damit ausge-
stattet werden sollen. Eine Alternative hierzu wäre, die Beauftragten für die deutsch-
französische Zusammenarbeit und ihre Stellvertreter aus dem Partnerland künftig im
Bundeskanzleramt und im Elysée-Palast anzusiedeln, statt in den Außenministerien,
wie es momentan der Fall ist. Eine solche institutionelle Änderung müsste mit einer
Ausweitung ihrer Befugnisse und damit ihrer Aufwertung verbunden werden, indem
sie dann neben ihrer bilateralen auch explizit eine europapolitische Kompetenz haben
sollten. Die Voraussetzung für eine solche Verschiebung wäre allerdings, im Auswär-
tigen Amt und im Quai d’Orsay eine nahezu äquivalente Struktur zu schaffen, um das
gegenwärtig starke deutsch-französische Profil der Außenministerien zu bewahren und
in seiner operativen europapolitischen Effektivität zu stärken. Warum nicht die Posten
der stellvertretenden Europa-Abteilungsleiter mit erfahrenen Diplomaten aus dem
Partnerland besetzen? Mit derartigen Maßnahmen würde die deutsch-französische
Kooperation aufgewertet und dort gestärkt, wo Europapolitik wirklich gemacht wird.

Wie aus den einzelnen Beiträgen dieses Bandes hervorgeht, fehlt es nicht an Kennt-
nissen über das Partnerland. Neben den traditionellen Akteuren (in erster Linie den
Botschaften) sind auch die Beauftragten für die deutsch-französische Zusammenarbeit
und ihre Stellvertreter sowie die Austauschbeamten in den verschiedenen Ministerien
für die Verbesserung des gegenseitigen Verständnisses zuständig. Auch die Intensi-
vierung der Zusammenarbeit zwischen den Parlamentariern beider Länder hat dazu
beigetragen, dass den Akteuren ausreichende Informationen über die Innen- und Au-
ßenpolitik auf beiden Seiten des Rheins zur Verfügung stehen. Gleichwohl scheinen
die Entscheidungsträger, seien es die Minister selbst oder die Leitungsebenen der Mi-
nisterien, auf diese Informationen oft nicht zurückzugreifen. Dies liegt zum Teil an
mangelndem Willen oder Desinteresse, aber auch am System selbst.

So hat die Schaffung von bilateralen Koordinierungsinstanzen ab 2003 zu einer Spe-
zialisierung der Akteure der bilateralen Zusammenarbeit geführt: Aufgrund der Prä-
senz von Vermittlern wird die Auseinandersetzung mit den Positionen des Nachbar-
lands paradoxerweise weniger als notwendig wahrgenommen. Sie wird zu einer An-
gelegenheit der Spezialisten. Darüber hinaus stößt der Kommunikationsfluss innerhalb
eines Landes an mehreren Stellen auf Blockaden, sodass vorhandenes Wissen nicht
weitergereicht wird. Beispielhaft hierfür ist die Stellung des Europaausschusses der
Assemblée nationale, der sich im Rahmen gemeinsamer Sitzungen mit dem Europa-
ausschuss des Bundestags mit deutsch-französischen Fragen auseinandersetzt und so-
mit über ein nennenswertes Wissensreservoir verfügt, gleichzeitig aber keinen bedeu-
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tenden Einfluss auf die Entscheidungsfindung hat. Von daher wäre es erstrebenswert,
erstens den deutsch-französischen Austausch aus dem Kreis der Eingeweihten her-
auszulösen und mehr Akteure aus Politik und Verwaltung für die bilaterale Koopera-
tion zu sensibilisieren, ohne dass sie deswegen zu Spezialisten der deutsch-französi-
schen Beziehungen werden müssen.

Zweitens sollten Brücken zwischen verschiedenen Institutionen geschlagen werden,
die ihrerseits möglicherweise bereits einen deutsch-französischen Austausch pflegen,
wenn auch auf unterschiedlichem und durchaus ausbaufähigem Niveau. So wäre es
interessant, Diskussionen zwischen den Leitern der Planungsstäbe und der Ständigen
Vertretungen in Brüssel, den Vorsitzenden der Europaausschüsse in den Parlamenten
und Vertretern der deutsch-französischen Räte – sollten sie weiter bestehen – zu or-
ganisieren. Sie könnten im Vorfeld der Deutsch-Französischen Ministerräte stattfin-
den, und ihre Ergebnisse würden im Anschluss den versammelten Ministern vorgestellt
werden. Auch eine bessere Kommunikation zwischen den Europa- und Außenpoliti-
schen Ausschüssen der beiden Parlamente wäre für die deutsch-französische Abstim-
mung hilfreich.

Im Hinblick auf die Sensibilisierung weiterer Akteure für den deutsch-französischen
Austausch sollten die informellen Treffen zwischen deutschen und französischen Be-
amten des mittleren und höheren Dienstes ausgebaut werden. Deutschland und Frank-
reich verfügen bereits über einige Formate dieser Art, wie den seit 1999 bestehenden
Seminarzyklus für Nachwuchskräfte des Bundesministeriums der Finanzen und des
französischen Finanzministeriums oder das seit 2010 bestehende gemeinsame Aus-
bildungsmodul für junge Diplomaten. Solche Treffen ermöglichen nicht nur ein bes-
seres Verständnis der politischen Kultur und der Positionen des Partnerlands, sondern
auch den Aufbau eines Netzwerks, auf das die Beamten später in ihrem Arbeitsalltag
zurückgreifen können. Mehrere Autoren dieses Bandes weisen auf die Bedeutung sol-
cher Kontakte für die Herausbildung eines deutsch-französischen Reflexes und die
Verbesserung der Routinekommunikation hin. Dementsprechend wäre es wünschens-
wert, solche Formate zum einen auf weitere Ministerien auszudehnen, zum anderen
aber auch erfahrene Beamte und nicht nur Nachwuchskräfte einzubeziehen. Kennt-
nisse der Partnersprache wären in diesem Zusammenhang natürlich von erheblichem
Vorteil für das gegenseitige Verständnis.

Nicht zuletzt sollte der Austausch zwischen den Mitarbeitern der Planungsstäbe der
Außen- und Verteidigungsministerien beider Länder verstärkt werden. Angesichts der
hier festgestellten Schwierigkeiten beider Seiten, sich abzustimmen, wäre es in der Tat
wichtig, dass die Generalisten der Außenpolitik die Gelegenheit haben, regelmäßig
und gemeinsam über außenpolitische Strategien nachzudenken. Auch bei Fragen, die
nicht unmittelbar mit der deutsch-französischen Zusammenarbeit zusammenhängen,
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könnte die dauerhafte Auseinandersetzung mit unterschiedlichen europapolitischen
Traditionen, außenpolitischen Kulturen und Positionen mittel- und langfristig zu einer
Annäherung beitragen und somit das Terrain für künftige deutsch-französische Initia-
tiven bereiten. Und wenn es schon nicht gelingt, in den beiden Außenministerien einen
gemeinsamen deutsch-französischen Planungsstab einzurichten, warum sollten dann
nicht wenigstens die Leiter dieser beiden Planungsstäbe im Auswärtigen Amt und im
Quai d’Orsay zu stellvertretenden Leitern des jeweils anderen Planungsstabs ernannt
werden?

Die konstante Einbeziehung des Partners in die eigenen strategischen Reflexionen
sollte zur Normalität in den deutsch-französischen Beziehungen werden. In der man-
gelnden gemeinsamen strategischen Planung liegt eines der wichtigsten Defizite der
deutsch-französischen Zusammenarbeit in der Europa- und Außenpolitik. Die umfas-
sendste institutionelle Verzahnung wird immer wieder an die Grenzen ihrer Wirksam-
keit stoßen, wenn sich beide Seiten nicht für einen ernstgemeinten und dauerhaften
Austausch über die Fundamente ihrer Europa- und Außenpolitik öffnen: Nationale
Traditionen in der Wirtschafts- oder der Außen- und Sicherheitspolitik müssen hier
ebenso auf den Tisch wie die Bedeutung geopolitischer Einflusszonen. Hierfür braucht
es in Paris wie in Berlin vor allem politischen Willen – die bestehenden deutsch-fran-
zösischen Institutionen anzupassen oder durch andere zu ersetzen, ist das geringere
Problem. Ein dauerhafter Erfolg, sozusagen ein neuer Qualitätssprung in den deutsch-
französischen Beziehungen, wird sich jedoch erst dann einstellen, wenn es gelungen
ist, auch die Öffentlichkeit in beiden Ländern für die Anpassungsnotwendigkeiten der
eigenen nationalen Politik zu sensibilisieren. Die Lösung dieser Aufgabe geht über die
Möglichkeiten der in diesem Band untersuchten deutsch-französischen Konsenswerk-
statt deutlich hinaus. Gleichwohl müssen in der Werkstatt die Grundlagen hierfür ge-
schaffen werden.
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